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Radikale Bescheidenheit
Substanz, Form und ein Büchlein von 1973: drei kurze Gedanken zur Zukunft der Sozialdemokratie 

von Tom Strohschneider

û  Tom Strohschneider, Jahrgang 1974, 
ist Chefredakteur der Tageszeitung „neu-
es deutschland”. Von ihm erschien u.a. 
„Linke Mehrheit?” Eine Flugschrift über 
Rot-Rot-Grün, politische Bündnisse und 
Hegemonie bei VSA: Hamburg.

Foto: © nd/Camay Sungu

Erstens

Die SPD macht es einem nicht gerade 
schwer, sie von links zu kritisieren. Deshalb 
wird oft davon Gebrauch gemacht, allerdings 
werden viele Vorhaltungen an die Adresse der 
ältesten Partei in diesem Land von Motiven 
geleitet, die mit dem Zustand, mit dem Po-
tenzial, mit der Zukunft der Sozialdemokratie 
nicht viel zu tun haben. Eher mit parteipoli-
tischer Münze. Solches Kleingeld ist leicht 
ins Wasser geworfen, wo es rasch zu Grunde 
sinkt.

Etwas schwieriger aber auch interessanter 
wird es, wenn man sich die Frage stellt, wel-
che politischen Herausforderungen bestehen 
und wer daran mitwirken könnte, müsste, 
sollte, das Ruder herumzureißen. Wenn in 
naher Zukunft auf das Jahr 2015 zurückge-
blickt werden wird, könnten Kundige und 
Interessierte folgender Meinung sein: Die 
Auseinandersetzungen um die europäische 
Krisenpolitik und das in Berlin orchestrierte 
Vorgehen einer auf Regeln (autoritär) und 
Etatdisziplin (austeritär) setzenden Strategie 
gegenüber der SYRIZA-geführten Regierung 
einerseits sowie die mit der politischen Krise 
des Umgangs mit Asylsuchenden aufgewor-
fenen Fragen markierten einen Wendepunkt. 

Es stand, im Jahr 2015, zur Entscheidung an, 
auf welchen Weg sich politische Kräfte ma-
chen: Weiter mit Vollgas geradeaus? Auf dem 
Seitenstreifen stehend etwas verschämt dem 
Verkehr zuschauen? Oder doch endlich ein-
mal wirklich Abbiegen?

Zwischen dem Herrschaftsprojekt einer 
„Richtungskonstanz auf unveränderter Grund-
lage“, die auf Restauration des autoritären 
Neoliberalismus abzielt und auf Krisen und 
Herausforderungen mit einer Intensivierung 
der alten Regulationsmechanismen reagiert, 
also mit Finanzialisierung, Kürzungsdiktaten, 
Privatisierung, Flexibilisierung, Prekarisierung, 
Entdemokratisierung, und dem Veränderungs-
projekt eines linken „Richtungswechsels auf 
neuer Grundlage“, die auf eine konsequente 
Transformation abzielt, welche nicht bei einem 
New Deal der „alten Sorte“ stehen bleibt, son-
dern sozial, libertärer und grün ist, ist die na-
türlich Bandbreite groß.�

Aber im Grunde, und dass man dies im-
mer wieder in Erinnerung rufen muss, zeigt 
eigentlich schon die Schwäche der Position 
an, die hier vertreten wird, sind die Heraus-
forderungen klar. Linke Veränderung müsste 
demnach (und natürlich nicht den Anspruch 
der Vollständigkeit erhebend) heißen: sozi-
al-ökologischer Umbau der Industriegesell-
schaft, neuer planetarer Ausgleich zwischen 
Rohstoff- und Ökosystembesitzern auf der 
einen sowie industriellen Produzenten auf 
der anderen Seite; Neuverteilung der be-
zahlten Erwerbsarbeit und der unbezahlten 
Reproduktionsarbeit sowie der Einkommen; 
Entfesselung anderer gesellschaftlicher Inno-

�	 Vgl: Eine offene historische Situation. Konfliktlinien – Szenarien 
– Eingriffsmöglichkeiten. Standpunkte-Papier der Rosa-Luxemburg-
Stiftung, 38/2011.
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vationsmechanismen als denen der privaten 
Warenproduktion, Demokratisierung aller 
Lebensbereiche, Überwindung von Mecha-
nismen jedweder Form der Ausgrenzung und 
Ungleichbehandlung. 

Zweitens

Wer sich der Sozialdemokratie von links 
zuwendet, kann „Wer hat uns verraten?“ ru-
fen. Es handelt sich hierbei jedoch oft nicht 
um eine Kritik, die sich dafür interessiert, 
warum die SPD heute so agiert und nicht 
anders. Besser formuliert: Kritik sollte auch 
den Abstand ausmessen zwischen dem, was 
Sozialdemokratie unter den Bedingungen 
moderner kapitalistischer Gesellschaften vor 
nicht allzu langer Zeit meinte, und dem, was 
heute die Politik und die Debatte dieser Partei 
prägt. Über letzteres gibt die Regierungspo-
litik der SPD und die beginnende Diskussion 
über Gabriels „starke Ideen für Deutschland 
2025“ Auskunft. 

Zu ersterem ist die Auswahl möglicher 
Quellen riesig. Wenn an dieser Stelle ein klei-
ner Auszug aus einem Sammelband von 1973 
ausgewählt wird, dann vor allem deshalb, 
weil es auch damals um eine programma-
tische Verständigung von größerer zeitlicher 
Tragweite ging, um „Demokratischer Sozia-
lismus und Langzeitprogramm“.� Das Zitat 
stammt aus der Debatte um den Orientie-
rungsrahmen 1985 der SPD:

Die Ausweitung demokratischer Mög-
lichkeiten, heißt es da, „ist grundlegendes 
Ziel und Mittel einer demokratisch-sozia-
listischen Politik. Sie bedeutet zuerst die Si-
cherung und Ausweitung demokratischer 
Rechte auf alle Lebensbereiche. Das bedingt 
den Abbau unkontrollierbarer, unlegitimier-
ter Macht – gleichgültig, ob sich diese aus 
der Position eines Eigentümers oder eines 

�	 Demokratischer Sozialismus und Langzeitprogramm. Diskussionsbei-
träge zum Orientierungsrahmen ›85 der SPD, hrsg. v. Rudolf Scharping und 
Friedhelm Wollner, Reinbek 1973, S. 10f. 

undurchsichtigen Apparates herleitet. Jede 
demokratisch-sozialistische Politik, die den 
Menschen mehr Freiheits- und Beteiligungs-
rechte sichern will, steht vor dem Problem, 
solche Rechte organisieren zu müssen in 
einem Prozess der Willensbildung, der in sich 
mehr Demokratie enthält. Dieses Problem zu 
lösen, erfordert eine größere Mobilisierung 
der Einzelnen und ihre Selbstorganisierung 
in Gewerkschaften, Parteien und anderen 
kollektiven Gruppen. Das macht errungene 
Rechte wie Streikrecht, Tarifautonomie, Mei-
nungsfreiheit und andere unverzichtbar. 
Andererseits verlangt die Durchsetzung von 
mehr Freiheit und Gerechtigkeit nicht nur 
solidarisches Handeln der bisher Benachtei-
ligten. Sie müssen vielmehr über demokra-
tisch legitimierte Gremien selbst bestimmen 
können, welche Entwicklung langfristig die 
Gesellschaft nehmen soll. 

Spätestens an diesem Punkt stößt jede de-
mokratisch-sozialistische Politik an die Gren-
zen, die ein privat bestimmtes, kapitalistisch 
organisiertes Wirtschafts- und Gesellschafts-
system mit den darin bestehenden Macht- 
und Interessenstrukturen setzt. Diese Macht- 
und Interessenstrukturen zu überwinden, ist 
Voraussetzung, um gesellschaftlich entschie-
dene Norm- und Zielvorstellungen gegenü-
ber Einzelinteressen durchsetzen zu können. 
Das ist nicht möglich, solange die öffent-
lichen Entscheidungen hinter den Tatsachen 
herlaufen, die ein Wirtschaftssystem schon 
längst anhand der ihm innewohnenden Ge-
setze und Widersprüche gesetzt hat. 

Es ist ein System, das selbst ständig Ver-
änderungen bewirkt, sich dauernd neue Be-
dingungen schafft, ohne dabei seine inneren 
Widersprüche überwinden zu können. Das 
‚System’, so wie es hier verstanden wird, ist 
keine statische Einheit, die man in Einzelteile 
zerlegen könnte. ‚System’ meint die Gesell-
schaft als eine Einheit, deren ständiger Ver-
änderungsprozess und Entwicklungsprozess 
bestimmt ist von den Widersprüchen, die 
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ihrer Produktions- und Organisationsweise 
innewohnen.“

Ok, damals wussten wir noch nichts von 
selbst fahrenden Autos, dem Internet oder 
den Folgen von Soft-Robotics für die indus-
trienahen Dienstleistungen und das produ-
zierende Gewerbe. Aber ist das, was da 1973 
aufgeschrieben wurde, deshalb heute falsch? 

Drittens

Wer über den Zustand der SPD reden will, 
kann dies auch mit Griechenland im Kopf tun. 
Die Erklärungen, die von den meisten Vertre-
tern der SPD-Spitze gegen die Regierung in 
Athen vorgetragen wurden, markieren nicht 
bloß irgendeinen kritischen Punkt. Es geht 
um mehr, um das Fleisch ihrer Politik, nicht 
irgendeine Beilage: Die Verantwortlichen in 
der SPD haben sich einerseits vehement dafür 
eingesetzt, dass SYRIZA daran gehindert wird, 
eine sozialdemokratische Politik umzusetzen. 
Andererseits betrieben sie eine Re-Nationa-
lisierung der sozialen Frage. Die von Sigmar 
Gabriel gegen die „Wahlversprechen einer in 
Teilen kommunistischen Regierung“ in Haf-
tung genommenen „deutschen Arbeitnehmer 
und ihre Familien“, haben das in einer beschä-
menden Weise auf den Punkt gebracht. Das 
zeitgleich unter der Ägide des Vorsitzenden 
vom Parteipräsidium zur Diskussion verab-
schiedete Papier und die darin arg strapazierte 
Orientierung an „Nation“, „Patriotismus“ etc. 
zeigt, dass es sich bei Gabriels Ausspruch of-
fenbar nicht um einen Ausrutscher handelte.

Was SYRIZA anstrebt und bisher nicht 
gegenüber den Gläubigern durchsetzen 
konnte, war sozialdemokratisches Standard-
programm: Defizitvermeidung, höhere Steu-
ereinnahmen, Investitionen in Wachstum und 
damit ermöglichte Schuldentilgung, Behe-
bung der gravierendsten sozialen Missstän-
de, Schutz des Öffentlichen vor Ausverkauf, 
mehr Rechte für Beschäftigte und Mieter. Sla-
voj Žižek hat mit Blick darauf zwei Hinweise 

gegeben�, die in der Debatte eine wichtigere 
Rolle spielen sollten als bisher: Nicht von Ra-
dikalität waren die Vorschläge von SYRIZA 
geprägt, sondern von „vernünftiger pragma-
tischer Bescheidenheit“. Es ging, erstens, um 
Maßnahmen, „die vor vierzig Jahren Teil des 
sozialdemokratischen Standardprogramms 
gewesen wären“. Die SPD-Spitze hat dennoch 
im Lager derer agiert, die dieses Programm 
mit allen Mitteln verhindert haben. 

Zweitens hat es Žižek als „ein trauriges 
Zeichen unserer Zeit“ bezeichnet, „dass man 
heutzutage der radikalen Linken angehören 
muss, um dieselben Mittel zu befürworten“. 
Darin steckt eine entscheidende Frage: Wenn 
es richtig ist, dass der globale Kapitalismus 
„sich eine Rückkehr zum alten Wohlfahrts-
staat nicht leisten“ kann, was hieße das dann 
für sozialdemokratische Politik? Und: Wer ist 
dann künftig deren Träger? 

Es wird sich, wer diese Frage zu beantwor-
ten sucht, mit der These befassen müssen, dass 
wir es womöglich schon mit einem nicht mehr 
reparablen Auseinanderklaffen von „parteipo-
litischer Form“ und „politischer Substanz“ zu 
tun haben. Was damit gemeint ist? 

Nicht zwischen den existierenden Parteien 
und Organisationen liegen die zentralen Dif-
ferenzen, sondern die Konfliktlinien verlaufen 
quer dazu. Da aber die Parteien und Organisa-
tionen als Ganzes agieren, in ihnen dabei Lo-
giken wirken wie der Fraktionszwang und eine 
mit den Funktionsweisen des Medienbetriebs 
korrespondierende Konfliktangst, werden po-
litische Veränderungen innerhalb von beste-
henden Parteien oft blockiert, werden weite 
Teile der in Parteien existierenden Meinungs-
vielfalt stimmlos gemacht und auf diese Weise 
deaktiviert. Um es konkreter zu formulieren: Es 
ist ja nicht so, dass in der SPD niemand für eine 
andere Griechenlandpolitik gewesen wäre. 
Aber die SPD als Partei hat nicht so agiert wie 

�	 Slavoj Žižek: Was ist jetzt noch links?, in: Die Zeit Nr. 27/2015, 2. Juli 2015.
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breite Teile der Basis oder prominente Expo-
nenten, die sich für eine solidarische europä-
ische Lösung eingesetzt haben. 

Man braucht aber auch nicht bei der SPD 
stehen zu bleiben, das hier behauptete Pro-
blem existiert auch woanders, es ist seinem 
Wesen nach übergreifend. Es gibt ein Lager 
der Kritik an Austerität, ein Lager einer so-
zialen Idee von Europa, eines des keynesia-
nisch-ökologisch inspirierten ökonomischen 
Denkens, das eine bestimmte Haltung zum 

Verhältnis von Demokratie und Kapitalismus 
hat. Dieses Lager kennt keine Parteigrenzen, 
man findet Vertreter überall. Es ist ein poli-
tisches Lager, das sich nicht vor der Erkennt-
nis drückt, die in der Einleitung zum Büchlein 
„Demokratischer Sozialismus und Langzeit-
programm“ und an vielen anderen Stellen 
und auf andere Weise, mit anderen Schwer-
punkten formuliert wurde. Man könnte es das 
sozialdemokratische Lager nennen. Bleibt die 
vielleicht entscheidende Frage: Wo ist dieses 
Lager heute politisch zu Hause? 	 ó

Zu sagen, was ist, bleibt die 
revolutionärste Tat.
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